Liebe Mobilfunkmitstreiter,

in Stuttgart fand ein 1,5 stündiges Gespräch der Bürgerinitiativen mit dem

Oberbürgermeister und seinem Expertenstab statt. Auf dem Marktplatz fanden

zwei Kundgebungen statt. Da wir in Stuttgart über 600 Masten haben, ist

diese Auseinandersetzung sicher für viele BIs, besonders in Städten,

interessant. Seit heute steht das aufschlussreiche Protokoll der

Besprechung, der Fragenkatalog und unsere Einleitungsrede dazu auf unserer

Homepage www.der-mast-muss-weg.de, unter Aktuelles.

Mit besten Grüßen

Peter Hensinger

Schustertag: Kundgebung vor dem Rathaus  - Delegation der Stuttgarter Bürgerinitiativen bei Oberbürgermeister Dr.Wolfgang Schuster

Kurzzusammenfassung
Am 16.2.2007 war auf Einladung von OB Schuster eine 10-köpfige Delegation der Stuttgarter Bürgerinitiativen 1 ½ Stunden bei OB Schuster. Vor dem Rathaus fanden zwei Kundgebungen statt. OB Schuster hatte einen Expertenstab mitgebracht. Die Auseinandersetzung hat deshalb besondere Bedeutung, weil in einer Großstadt Forderungen nach einer Integrierten Kommunalen Mobilfunkplanung  gestellt werden. Die Bürgerinitiativen reichten 5 Tage vorher einen Fragenkatalog >> mit Begründungen und ihre Einleitungsrede ein. Sie übergaben 6.000 Protestunterschriften.

Die Forderungen u.a.:
Integrierte Stuttgarter Mobilfunkplanung zur Minimierung der Strahlenbelastung, Behandlung im Gemeinderat, Einhaltung von Schutzzonen, Erfassung der Strahlenbelastung und Blutuntersuchungen um Masten, Errichtung einer Meldestelle für elektrosensible Personen beim Gesundheitsamt, Handyverbot in Bussen und Bahnen, Abbau von Masten in sensiblen Bereichen, Anerkennung des Vorsorgekonzepts des ECOLOG-Instituts, Aufklärung v.a. von Kindern und Jugendlichen im Umgang mit Handys.
Lesen Sie das ausführliche Protokoll >> dieses Gesprächs.

Das Ergebnis:
· OB Schuster erklärte, dass er die von uns geforderte „Integrierte Kommunale Mobilfunkplanung“ nicht für durchführbar hält, räumte aber ein, dass der ungeplante  Antennenausbau so nicht weitergehen könne und Gespräche mit den Netzbetreibern notwendig seien.

· Die Aufklärung von Kindern und Jugendlichen über den Umgang mit der neuen Technologie soll von der Stadt Stuttgart organisiert werden.

· Im Bericht des Amtsblattes über das Treffen wird erklärt, dass die Stadt bei Vermietung städtischer Gebäude für Basisstationen Schutzzonen für Kindergärten, Schulen und Altenheime einhalten will. Das ist auch ein Signal an andere Vermieter.

· Auch in der Grenzwertfrage gab es einen Fortschritt. Der Amtsleiter des Gesundheitsamtes, Dr.Tropp erklärte, das die Grenzwerte gesenkt werden könnten: “Es ist richtig, dass dies keine medizinischen, sondern politische Grenzwerte sind.“ Die Auseinandersetzung darüber sollte versachlicht weitergeführt werden

· OB Schuster kündigte die Fortsetzung des Dialogs an.

Die Atmosphäre: OB Schuster hörte aufmerksam und fragend zu, Baubürgermeister Hahn argumentierte auf Grundlage der bestehenden Rechtslage und der festgelegten Grenzwerte (Lex Mobilfunk), ebenso Dr.Dr.Tropp (Leiter des Gesundheitsamtes).  Die anderen Herren der Gesundheitsbehörde (Die Experten) gingen nicht auf die eingereichte Sitzungsvorlage ein. Es entstand bei den Mitgliedern der Bürgerinitiativen übereinstimmend der Eindruck, dass Sie sich nicht mit unseren Positionen beschäftigt hatten, voreingenommen waren und sich sehr stark durch die demonstrative Ablehnung unserer Positionen und mit einer Beschönigung der Lage vor Ihren „Chefs“ profilieren wollten. Das war wenig zielführend und brachte eine unnötige Schärfe in die Diskussion. Insgesamt blieb der Eindruck, dass die Vertreter der Stadt Argumente der Netzbetreiber wiedergeben und es vermeiden, eine Auseinandersetzung mit unseren Argumenten und vorgelegten Dokumenten zu führen.

Die Gegensätze: Die „Experten“ behaupteten auf platteste Weise, es gäbe keinerlei  Untersuchungen, die auf Gesundheitsgefahren des Mobilfunks hinweisen. Sie gingen in keiner Weise auf unseren Fragenkatalog ein und ignorierten die darin zitierten offiziellen Dokumente. Die Bürgerinitiativen lehnen diesen Standpunkt und Diskussionsstil als wissenschaftlich unseriös und unverantwortlich ab, denn damit wird unterlassene Gesundheitsvorsorge gerechtfertigt. Baubürgermeister Hahn verschanzte sich hinter der juristischen Absicherung durch die LEX MOBILFUNK und den offiziellen Grenzwerten. Darüber gab es kontroverse Diskussionen.

Die Bürgerinitiativen kritisieren die einseitige Berichterstattung der Stadt Stuttgart. In ihrer Presseerklärung und im Amtsblatt werden die Vorschläge und Forderungen der Bürgerinitiativen den Bürgern vorenthalten. Die Bürgerinitiativen betrachten dieses Treffen als Beginn eines Prozesses, der erste positive Ergebnisse brachte und bestärkt sie darin, dass die Aufklärung und der Widerstand in den Stadtteilen verstärkt werden muss, um dem weiteren Dialog den nötigen Unterbau zu geben.
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